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Kapitel 1

Einleitung

Die Steuerverwaltung1 in Deutschland nimmt in Europa eine
untersuchungswerte Sonderrolle ein. Die Vorgaben im Grundgesetz (GG)
bedingen 16 Landesfinanzverwaltungen und eine weitere auf Bundesebene.
Sämtliche Beschlüsse und Vorgehensweisen müssen nicht nur als Reaktion
auf nationale oder globale steuerliche Herausforderungen im Sinne eines
kooperativen Föderalismus unter den Entscheidungsträgern2 aufwendig
abgestimmt werden. Die Einführung der elektronischen Steuererklärung
ließ den Fiskus einst zum Vorreiter unter den Verwaltungen werden.
Unlängst beeinflusst die Digitalisierung jedoch sämtliche Prozesse unserer
gesamten Arbeits- und Lebenswelt. Dies verändert auch das Verhältnis
zwischen Staat und Bürgern sowie Unternehmen - mithin die Art und
Weise, wie die Steuerverwaltung mit den Steuerpflichtigen in Zukunft
interagieren wird.

Als eine der größten Volkswirtschaften der Welt scheidet Deutschland
bei der Digitalisierung von Verwaltungsleistungen in regelmäßigen
Erhebungen vergleichsweise schlecht ab, so zum Beispiel beim Digital
European Society Index (DESI) 2020 oder dem UN E-Government Survey
(EGDI) 2020. Was Deutschland jetzt dringend braucht, ist ein digitaler
Aufbruch, der weit über die bloße Umsetzung der Maßnahmen nach dem
Onlinezugangsgesetz (OZG) bis zum Ende des Jahres 2022 und die IT-



Kooperation der Länder im Vorhaben „Koordinierte Neue Software-
Entwicklung der Steuerverwaltung (KONSENS)“ hinausgeht. Letzteres
steht für die Zusammenarbeit ab dem Jahr 2004 im Bereich der IT-Prozesse
unter den Ländern und geht auf das KONSENS-Gesetz vom 14.08.2017
zurück. Hierdurch werden die einheitliche Entwicklung und der Einsatz der
Software bzw. IT-Verfahren im Bereich der Steuerverwaltung geregelt.
Denn die Umstellung von analogen Strukturen auf digitale Kanäle allein
führt nicht zur Lösung von allen Problemen. Vielmehr bedarf es eines
echten digitalen Wandels in der gesamten Steuerverwaltung in Deutschland.
Diese digitale Transformation betrifft nämlich nicht nur
Veränderungsprozesse in Unternehmen der Privatwirtschaft. Digitale
Technologien verändern auch staatliche und behördliche Prozesse
grundlegend. Dies umfasst die organisatorische, prozessuale und
technologische Veränderung der Verwaltung aufgrund der fortschreitenden
Digitalisierung. Damit einhergehend müssen alle Bereiche auf den
Prüfstand gestellt werden; angefangen bei der Ausbildung und
Qualifizierung bzw. der Strukturorganisation der Verwaltung bis hin zum
täglichen Verwaltungshandeln mit seinen vielen Fachverfahren und dem
Selbstverständnis der Steuerverwaltung im Verhältnis zu den Steuerbürgern
und Unternehmen.

Nach Ansicht der OECD stehen die Steuerverwaltungen vor der
Herausforderung, mit zunehmend reduzierten Budgets zurechtkommen und
gleichzeitig den technologischen Wandel erfolgreich bewältigen zu müssen
[OECD, 2019, S. 121]. Zudem wird der digitale Wandel als eine der größten
Herausforderungen für die Regierungen nach der COVID-Pandemie
angesehen [OECD, 2020b, S. 5]. In den vergangenen Legislaturperioden
des Deutschen Bundestages und denen von verschiedenen Landtagen haben
bereits zahlreiche Abgeordnete Anfragen mit digitalen Schwerpunkten zur
Steuerverwaltung an die Bundes- bzw. Landesregierung gerichtet.3 Die
gesamte Digitalisierungsthematik und der hierzu bestehende
Anpassungsdruck wurden sichtbarer denn je.



Am 25.03.2021 nahm das Institut für Digitalisierung im Steuerrecht
(IDSt) seine Arbeit auf und fokussiert seither „die steuerwissenschaftliche
Fachdiskussion, insbesondere zwischen politischen Funktionsträgern,
Steuerjuristen, Angehörigen der steuerberatenden Berufe, Richterschaft,
Verwaltung, [und den] in Forschung und Lehre tätigen Personen […]“
[IDSt, o.J.]. Die dort eingerichteten Fachausschüsse bestätigen die Breite
der Handlungsfelder und Ansatzpunkte für die digitale Transformation. Ein
eigener Fachausschuss, der die sehr speziellen Bedürfnisse und
Herausforderungen der Steuerverwaltung aufgreift, fehlt allerdings und so
warten Wissenschafts- und Forschungsinitiativen wohl auf die
verwaltungsinternen Akteure. Gleichwohl fordert die CDU/CSU-Fraktion
im neugewählten Deutschen Bundestag bereits die Einbindung des IDSt bei
allen gesetzlichen Digitalisierungsinitiativen [Deutscher Bundestag, 2022,
S. 2].

Noch deutlicher zeigt der aktuelle Koalitionsvertrag zwischen SPD,
Bündnis 90 / Die Grünen und der FDP, welche dringenden
Weichenstellungen aus politischer Sicht nötig erscheinen. Zunächst gesteht
sich die Regierung dabei ein, dass „Deutschland nur auf der Höhe der Zeit
agieren könne[]“, sofern der „Staat selbst modernisier[t]“ [SPD, 2021, S. 4]
werde. Dabei sind die „umfassende Digitalisierung der Verwaltung“ und die
bessere Nutzung ihrer Potenziale bereits in der Präambel verankert. Es
bedürfe einer „agilere[n] und digitalere[n] Verwaltung“, die
„unkompliziert[]“, „schnell[]“, „proaktiv“, „antragslos“ und „automatisiert“
handelt, und deren Führungskräfte eine „moderne Führungs- und
Verwaltungskultur“ leben und „für digitale Lösungen sorgen“. Der Staat
müsse bei „digitalen Arbeitsbedingungen Vorbild sein“ und die
„Digitalisierung [solle] zu einem allgemeinen und behördenübergreifenden
Kernbestandteil der Ausbildung“ werden. Gesetze müssten einem
„Digitalcheck“ [ebd., S. 8 f.] unterzogen und „Digitalisierungshemmnisse“
über Generalklauseln und Vereinheitlichungen abgebaut werden [ebd., S.
13]. Hinsichtlich des Föderalismus wolle man in einen Dialog „zur



transparenteren und effizienteren Verteilung der Aufgaben […] zur Nutzung
der Möglichkeiten der Digitalisierung“ [ebd., S. 9] eintreten.

Bezogen auf die Steuerverwaltung will die neue Bundesregierung die
„Digitalisierung und Entbürokratisierung“ beschleunigen [SPD, 2021, S.
130]. Dazu enthält der Unterabschnitt „Vollzug, Vereinfachung und
Digitalisierung“ die konkreten Schritte. Mit der „Digitalisierung des
Besteuerungsverfahrens“, „volldigitalisierte[n] Verfahren“ und der
„vorausgefüllte[n] Steuererklärung“ könnte die „gesamte Interaktion
zwischen Steuerpflichtigen und Finanzverwaltung digital möglich“ werden.
„Verbesserte Schnittstellen“, eine „Standardisierung und der […] Einsatz
neuer Technologien“ sollen helfen, „die Anschlussfähigkeit der
Steuerverwaltung an den digitalen Wandel“ herzustellen. Einem zu
gründenden Institut für Steuerforschung wird ein besonderer Stellenwert
beigemessen, um so mit einer „aktuelle[n] und bessere[n] Datenlage“ eine
„Evaluierung“ erhalten und „evidenzbasierte[re] Gesetzgebung“ vornehmen
zu können [ebd., S. 132].

Insgesamt zieht sich das Digitalisierungsverlangen wie ein roter Faden
durch die Kapitel des Koalitionsvertrages und beweist damit, welche
Brisanz der digitalen Transformation in allen Bereichen zukommt. Diese
Arbeit setzt hier an, indem sie die für die deutsche Steuerverwaltung
bestehenden Determinanten umfassend beleuchtet.

1.1 Problemstellung und Zielsetzung

Die Finanzverwaltung unterhält keine eigenen Universitäten mit
entsprechenden Professuren, die kontinuierlich an der Fortentwicklung bzw.
Verbesserung ihrer Prozesse und Strukturen arbeiten könnten. Elf
Fachhochschulen für Finanzen in Trägerschaft eines oder mehrerer Länder
sind überwiegend als nicht rechtsfähige Einrichtungen in den
Geschäftsbereich des jeweiligen Finanzministeriums eingliedert und


